Muster 3
(Zu § 9 Absatz 5 Satz 2 GGO II)
Senatsvorlage über die Einholung einer Stellungnahme 
des Rats der Bürgermeister
Senatsverwaltung für ..................	Berlin, den .......................
[Geschäftszeichen] 1	[Telefon]
	[E-Mail]
Senatsvorlage Nr. S-...................2
- zur Beschlussfassung - 3
für die Sitzung am Dienstag, dem .........
1.	Gegenstand des Antrages:	......................................
2.	Berichterstattung: 	[Senator/in] ....................
3. 	Beschlussentwurf: 4
I.	1.	Der Senat nimmt Kenntnis von der von der Senatsverwaltung für …….. eingebrachten Senatsvorlage Nr. .............. über
……............................................................................................................
2.	Die Vorlage ist zunächst dem Rat der Bürgermeister zu unterbreiten.
3.	Die Beschlussfassung über die Vorlage wird bis zum Vorliegen der Stellungnahme des Rats der Bürgermeister zurückgestellt.
II.	Eine Vorlage an das Abgeordnetenhaus ist (zum gegenwärtigen Zeitpunkt) 5 nicht erforderlich.
III.	Der Beschluss ist von der Senatsverwaltung für …...... zu bearbeiten. 
4.	Begründung: 6
5.	Ausführungen zur frühzeitigen Beteiligung der Bezirke: 7
6.	Rechtsgrundlage/Grundlage für die Zuständigkeit des Senats: 8
7.	Auswirkungen auf die Gleichstellung der Geschlechter: 9
8.	Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschaftsunternehmen: 10
9.	Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg: 11
10.	Auswirkungen auf den Klimaschutz: 12
11.	Auswirkungen auf das elektronische Verwaltungshandeln: 13
12.	Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 14
a)	Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben:
b)	Personalwirtschaftliche Auswirkungen:
11.	Mitzeichnung(en): 15
Namenswiedergabe [des Senatsmitglieds bzw. der Staatssekretärsebene] 16

Beispiele und Hinweise zur Ausfüllung des Musters 3 Senatsvorlage über die Einholung einer Stellungnahme des Rats der Bürgermeister:
Hinweis:	Für die Fußnoten 1 bis 3 sowie 6 und 8 bis 16 wird auf die entsprechenden Ausführungen zum Muster 1 verwiesen.
4	Hinweis zum Beschlussentwurf:
Sollte der Senat im Ausnahmefall die Vorschrift von § 16 Absatz 1 Satz 4 GGO II anwenden (Bitte des Senats um eine Stellungnahme des Rats der Bürgermeister innerhalb einer gesetzten Frist, mindestens eines Monats), so ist als Beschlusspunkt I. 3. folgende Formulierung vorzusehen:
„Der Rat der Bürgermeister wird gebeten, seine Stellungnahme gemäß § 16 Absatz 1 Satz 4 GGO II innerhalb (z. B. eines Monats) abzugeben, d. h. zweckmäßigerweise in seiner Sitzung am ... [Datum der auf die erste Befassung im Rat der Bürgermeister folgenden Sitzung].“.
In der Praxis hat es sich als zweckmäßig erwiesen, die Monatsfrist in den Sitzungsrhythmus des Rats der Bürgermeister einzupassen, um die zügige Antwort auch zu gewährleisten. Im Einzelfall kann aber auch die tatsächliche Frist in Anspruch genommen werden. Auf jeden Fall ist in der Begründung zur Senatsvorlage (siehe auch Ausführungen zur Fußnote 6) darzulegen, warum eine Eilbedürftigkeit gegeben ist.
5	Dieser Zusatz ist einzufügen, wenn nach der Beschlussfassung des Senats eine Vorlage an das Abgeordnetenhaus erforderlich wird. Der Entwurf der Vorlage an das Abgeordnetenhaus ist bereits der Vorlage für die erste Behandlung im Senat beizufügen (siehe auch Ausführungen zur Fußnote 5 im Muster 1).
6	Anstelle der Begründung usw. kann auf die Anlagen verwiesen werden, z. B. 
4.	Die Begründung, Ausführungen zur frühzeitigen Beteiligung der Bezirke, die Rechtsgrundlage, die Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschaftsunternehmen, die Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg, die Auswirkungen auf den Klimaschutz, die Auswirkungen auf das elektronische Verwaltungshandeln sowie die Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung 
bitte ich, der beigefügten Senatsvorlage zu entnehmen.
oder
4.	Die Begründung, die Rechtsgrundlage, die Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschaftsunternehmen, die Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg, die Auswirkungen auf den Klimaschutz, die Auswirkungen auf das elektronische Verwaltungshandeln sowie die Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung 
bitte ich, der im Entwurf beigefügten [Mitteilung zur Kenntnisnahme/Vorlage zur Beschlussfassung] an das Abgeordnetenhaus zu entnehmen.
7	Nach § 25 Absatz 1 des LOG BE ist den Bezirken zur Wahrung ihrer Interessen die Möglichkeit zu geben, frühzeitig zu den Fragen der Verwaltung und zur Gesetzgebung, die die Belange der Bezirke betreffen, Stellung zu nehmen. Daher ist eine gesonderte Rubrik „Ausführungen zur frühzeitigen Beteiligung der Bezirke“ vorzusehen, sofern nicht bereits in einer vorherigen Senatsvorlage entsprechende Ausführungen vorgesehen sind. Die Ausführungen sollten Art und Zeitpunkt sowie die wesentlichen Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung umfassen.
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